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An der Schmerzgrenze 
Senat verteuert Sozialwohnungen /Doch nicht alle Yernieter trauen sich, höhere Preise zu knssieren 

von ULHICH P m ,  T'----- 

D ie Mieter von rund 79 000 Sozi- Wenn die Förderung sinkt, steigt die Miete 
alwohnungen haben in den Dk an wer- der~elder um einen Be- Wroffcan von den ietzi- 

vergangenen Tägen unangenehme den durch die Fördergei- tragin dieser Gröfie re gen ~ieterhohungen 
Post erhalten: Nach den Mietsteige- der des Landes Berlin duziert, 1 sind Sozialwohnungen, rungen a u n  1. Aprii vergangenen bestimmt. Die Mieten die nach 1972 errichtet 
Jahres steigen die Mieten bei ihnen bewegen sich im Durch- Für die Jahre 2004 und wurden. Der Landes- 
zum 1, April dieses Jahres erneut an: schnitt in einer Gro13en- 2005 hat der Senat die haushalt wrrd durch die 
um 30 Cent je Quadratmeter Wohn- ordnung um etwa f h f  Fördergelder augerplan- auBerplanmaRigen For- 
fläche monatlich. Aber nicht aile Euro je Quadmtmeter mSig um weitere 17 defmittelkurzungen bis 
Mieter müssen die volh Erhöhung Wohnftache monaMich Cent gekurzt. Entspre zum Jahr 2007 um 66,7 
selbst bezahlen. Weil viele Vermie- (ohne Mbenkosten). chend darf d~e Miete er- Miltiown Euro entlastet, 
ter befürchten, dass sie durch höhe- hoht werden, sie muss 
re Preise Mieter verlieren werden, ff steigesi aber nicht. Die Eigentu- Au men stnd 15 
haben sie ihren Bewohnern mitge- die SozEalmieten jedes mer khnen den Abbau Gr&siedlungen, dle als 
teilt, dass sie die vom Senat be- Jabr um 13 Cent je Qua der Fördergelder auch soziab Brennpunkte gel- 
schlossenen Erhöhungen nur zum dratrneter Wohnfläche, aus der eigenen Tasche ten. Hier Stegen die 
'Teil geltend machen. Den Rest tra- weil das Land seine Br- finanzieren. Mieten nur um 13 Cent. 
gen sie aus der eigenen Tasche. 

Die Sprecherin des Verbandes 
Berlin-Brandenburgischer Woh- April 2004 und zum 1. Aprii dieses schloss damals, zusätziich zu den 
nungsunternehmen IBBU), Micha- Jahres liegen die So-eten im normaien jihiichen Mieterhöhun- 
ela Fahl, sagte, bereits nach der Er- Sdulittbeiei2sindieserGrdl3enord- gen von 13 Cent pro Quadratmeter 
höhung der Mieten im vergangenen nung, in Autsnahmefaen nach In- Wohnnäche, aaerplanmäßig wei- 
Jahr seien bei 15 Prozent der 44 000 formationen der Berliner Zeitung tere 17 Cent iiu verfangen. Aiso 
Wohnungen der BßIJ-Mitgliedsun- sogar bei mehr als sechs Euro pro 30 Cent Erhf~hung pro Quadratme- 
ternehmen die höheren Mieten Quadratmeter. Inklusive Nebenkos- ter. Bei einer durchschnittlich gro- 
nicht durchgesetzt worden. Ln die- ten kommen Warmmieten von Ben Sozialwohnung von 75 Quad- 
sem Iahr werde der Anteil eher noch neun Euro zu Stande. ratmetern steigt die Miete dadurch 
steigen. Der Grund dafür sei, dass Verantwortlich fiir die Mielstei- von April 2004 bis April 2005 um 
die „Schmerzgrenze" für Soziaimie- gerungen von 2004 und 2005, die insgesamt 45 Euro monatlich, 
ten bei fünf Euro je Quadratmeter höher ausfallen als zuvor, ist eine Viele Wohnungsunternehmen in 
Wohnfläche ohne Nebenkosten iie- Senatsentscheidung vom Novem- Berlin sind nicht bereit, die Preis- 
gc. Durch die Mieterhöhungen vom ber 2003. Die Iandesregierung be- erhöhungen durch den Senat ein- 

fach mitzumachen und die Kosten 
durch den Wesfall der Eördergelder 
an die Mieter weiterzugeben. In 
rund 600 Fällen haben Vermieter 
Klage gegen die außerplanmäl(igen 
Mieterhöhungen eingelegt, sagte 
die Sprecherin der Senatsverwal- 
tung für Stadtentvvicklung, Manue- 
la Damianakis, Den Eigentümern 
gehören rund 18 000 Sozialwoh- 
nungen. Die Klagen haben auf- 
schiebende Wirkung. Das heißt, die 
betroffenen Eigentümer erhalten 
die Eördergelder weiter bis zu einer 
rechtsverbindlichen Entscheidung. 
Ein Großteii der Eigentümer wird 
von dem Berliner Rechtsanwalt Eer- 
1.601 Jay von Seldeneck vertreten. Er 
sagt: „Wir haben gute Chancen-" 
Das beste Argunient gegen die au- 
ßerplanmaßigen Mieterhöhungen 
sei, dass es in Berlin keine besonde- 
ren EinkommensstE?igerungei? ge- 
geben habe und dass die Soziahie- 
ten und die Mieten des freien Mark- 
tes nicht weit auseinander lägen. 

Bekommen die Vermieter vor 
Gericht Recht, dann ist die außer- 
planmäßige Kürzung der Fördergel- 
der f&r sie vom Tisch - und damit 
wären auch die au&erplm%igen 
Mieterhöhungen hinfdlig. Das gitt 
aber nur fiir die Mieter, deren Ei- 
gentümer geklagt haben. Die ande- 
ren müssen die Erhöhung bemhien. 
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